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Am  14.  Juni  beginnt  die  Fußballeuropameisterschaft  (EM  2024)  der
Männermannschaften und endet einen Monat später. Sie wird dieses Mal In
Deutschland an 10 Spielstätten ausgetragen. Das rein sportliche Spektakel
wird jedoch von innen- und weltpolitischer Krisenhaftigkeit und Unsicherheit
in Beschlag genommen. Regierungen nutzen solche Großveranstaltungen, die
massenhafte Aufmerksamkeit auf sich ziehen, gerne, um sich gleichzeitig im
Licht  erfolgreicher  Nationalteams  zu  sonnen  und  währenddessen  bspw.
unpopuläre Gesetze zu installieren. Diesmal wird die Öffentlichkeit jedoch
bereits im Vorwege hellhörig durch Pläne der deutschen Bundesregierung,
die EM als Vorwand für verschärfte politische Repression zu projektieren.

Ausbau des EU-Sicherheitsapparats
Die Vorbereitungen zur Großveranstaltung laufen auf Hochtouren und auch
die Bundespolizei bereitet sich sehr gründlich darauf vor. „Die Sicherheit der
Fußball-EM bei uns im Land hat höchste Priorität. Alle Sicherheitsbehörden
bereiten sich hochprofessionell vor. An allen Spielorten und überall, wo sich
viele Menschen bewegen, gilt: Die Polizei wird hohe Präsenz zeigen. Dafür
bin ich den Landespolizeien und unserer Bundespolizei sehr dankbar“, so
Bundesinnenministerin Nancy Faeser.

„Dabei intensivieren wir die Maßnahmen auf allen Verkehrswegen für die
Sicherheit der Fußballfans und Reisenden. In Zügen und Bahnhöfen wird die
Bundespolizei die Präsenz erhöhen“. Alle Maßnahmen wären eng mit den
Polizeien  der  Länder,  Grenzpolizeien  der  deutschen  Anrainerstaaten,
Eisenbahnverkehrsunternehmen,  Flughafenbetreiber:innen  und  relevanten
Sicherheits-  und  Ordnungspartner:innen  abgestimmt.

Die  Bundespolizeidirektion  Koblenz  wird  hier  an  insgesamt  neun
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Grenzübertrittsorten  zu  Frankreich,  Luxemburg  und  Belgien  die
Reisebewegungen überwachen. Von dort aus erfolgen gemeinsame Streifen
mit  der  Bundespolizeiinspektion  Saarbrücken  und  den  Kolleginnen  und
Kollegen der französischen Police aux Frontières (Grenzpolizei) sowie des
Service  National  de  la  Police  Ferroviaire  (französische  Bahnpolizei).
Außerdem gibt es für Schwerpunkteinsätze ein gemeinsames Kommissariat.

Mit  Frankreich  sind  etwa  gemeinsame  Polizeieinheiten  und  Streifen  im
grenzüberschreitenden Bahnverkehr geplant. Die Ministerin hob hervor, dass
auch  bei  der  Abwehr  hybrider  Bedrohungen  und  beim  Schutz  vor
Terrorismus  eng  mit  Frankreich  zusammengearbeitet  wird.

Regierungsoffziell heißt es: Im Fokus stehen der Schutz vor Islamist:innen
und anderen Extremist:innen, vor Hooligans und weiteren Gewalttäter:innen
sowie die Sicherheit der Netze.

Diese  Konzeption  wird  ergänzt  durch  eine  stärkere  Kooperation  des
Staatsapparats  auch  auf  Länderebene.  So  hat  etwa  der  nordrhein-
westfälische Innenminister Herbert Reul für die Fußball-Europameisterschaft
erhöhte  Sicherheitsmaßnahmen  angekündigt.  Teil  des  Konzepts:
Urlaubssperre für Polizist:innen und ein internationales Polizeizentrum in
Neuss. Teil dieser Aufrüstungspläne ist auch ein besserer Datenaustausch
zwischen Behörden. Die derzeitige Kommunikation sei unter anderem aus
Datenschutzgründen eingeschränkt und wichtige Informationen dürften nicht
weitergegeben werden. Um dem entgegenzuwirken, seien Reuls Ansicht nach
verbesserte  Instrumente  wie  die  umstrittene  Vorratsdatenspeicherung
erforderlich. So wird die Fußball-EM zum „zivilen“ Test für weitere staatliche
Überwachung.

Staatsräson  im  DGB:  die  Gewerkschaft  der
Polizei (GdP)
Als spezielle Scharfmacher:innen für Hass und Hetze erweisen sich wieder
einmal  die  Spitzen  der  Gewerkschaft  der  Pol izei  (GdP).  Der
Bezirksvorsitzende für Bundespolizei und Zoll, Andreas Roßkopf, meinte: Im
Visier  der  Kontrollen  stünden  vor  allem  „die  Fangruppierungen,



gewaltbereite Hooligans, aber natürlich auch – islamistische Vereinigungen“.

„Und da brauchen wir – und haben auch – die Hinweise aus nationaler und
internationaler Zusammenarbeit.“ Mit dieser besonderen Belastung zur EM
habe man aber bereits gerechnet und sei vorbereitet.

Da muss dann sogar der Anschlag in einem „befreundeten“ Land auf eine
Moskauer  Konzerthalle  Ende  März  2024  herhalten,  der  mutmaßlich  von
ukrainischen Nationalist:innen verübt worden ist,  ebenso wie ein Posting
einer islamistischen Gruppierung in den sozialen Medien, das plakativ drei
EM-Spielorte  als  Anschlagsziele  nennt,  um  den  aufgefahrenen
Sicherheitsapparat  zu  verteidigen.

Ein Hintergedanke der sicherheitspolitischen Kooperation ist nicht zuletzt
das imperialistische Interesse der Bundesrepublik, ihre Führungsposition in
der Europäischen Union zu stärken und auch die noch nicht kriegstüchtige
eigene  Bevölkerung  an  die  angebliche  Notwendigkeit  von  polizeilicher
Präsenz und finanziellen Opfern für Aufrüstung zu gewöhnen. Sie kann sich
der stetigen Unterstützung durch staatslammfromme DGB-Gewerkschaften
dabei sicher sein.

Die Positionierung der GdP verdeutlicht außerdem einmal mehr, dass die
Polizeigewerkschaft im DGB nichts verloren hat. Gewerkschafter:innen, die
gegen  Spaltung  und  Repression  am  Arbeitsplatz,  gegen  Rassismus,
Überwachungsstaat  und  Militarisierung  kämpfen,  brauchen  keine
Interessensvertretung des Staatsapparates in den eigenen Reihen, sondern
müssen für den Ausschluss der GdP aus dem DGB eintreten.

Repression und Rassismus
Selbstverständlich ist diese Sicherheitslawine nicht erst in Erwartung einer
solchen Veranstaltung überstürzt losgetreten worden. Dieses Paket reiht sich
vielmehr  als  strategisches  Kalkül  der  herrschenden Klasse  ein,  das  eine
rassistische Politik  mit  repressiven Maßnahmen gegen linkere Opposition
verbindet. Die Asylgesetzgebung der bürgerlichen „Mitte“ passt nahtlos mit
der  Erstickung  von  Solidaritätsbekundungen  für  die  palästinensische



Bevölkerung zusammen, die in die Ecke „terroristischer Bedrohung“ gestellt
werden. Die Verschärfung des Strafrechts beinhaltet auch eine Neudefinition
von  Gewalt ,  d ie  Vol lzugsmaßnahmen  wie  Abschiebung  und
Zwangsexmatrikulation  unmittelbarer  und  auf  höherer  Eskalationsstufe
spüren  lässt.

Die EM nahm Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP) dankbar als
Steilvorlage auf und forderte rasche Konsequenzen für Gewalttäter:innen. Er
teilte  der  Zeitung  „Bild  am  Sonntag“  mit,  auch  Hooligans  und
Krawalltourist:innen würden sich auf den Weg nach Deutschland machen.
Wenn Straftaten begangen würden, sollte dort, wo es möglich sei, die Strafe
auf dem Fuße folgen.

Kritik
Es erhebt sich aber auch Kritik im bürgerlich-liberalen Lager gegen den
Sicherheitshype.  So  moniert  bspw.  der  Deutsche  Anwaltsverein  drei
problematische Überwachungstechnologien, die nun auf keinen Fall etabliert
oder weiter ausgeweitet werden dürften. Dazu gehören Staatstrojaner, die
Zugriffe  auf  PCs  legitimieren,  durchgängiger  Einsatz  biometrischer
Gesichtserkennungsprozeduren  sowie  anlasslose  Vorratsdatenspeicherung.
Zu  den  Eckpunkten  des  Sicherheitskatalogs  zählt  neben  den  genannten
Pfeilern auch Präventionsarbeit durch die Unterstützung von Fanprojekten,
z. B. durch das Fanbetreuungsprogramm „Fans welcome“.

Für die Polizei und den Staat stehen die Fangruppen selbst im Visier der
verschärften Überwachung. Gegen diese, gegen die Kommerzialisierung des
Sports,  die bei  den Großveranstaltungen besonders krass und überteuert
hervortritt, gegen die verordnete Fankultur sollten sie sich organisiert zur
Wehr  zu  setzen.  Viele  Fangruppen  aus  den  Vereinen  haben  durch  ihre
bundesweit  organisierten  Proteste  gegen  die  Machenschaften  des  DFL
Deutsche Fußball  Liga e.  V.  und Mauscheleien hinter  ihrem Rücken mit
zweifelhaften sportfremden Investor:innen nicht nur Erfolg gehabt, sondern
auch bewiesen, dass sie als organisierte Kraft  Kapitalkraken widerstehen
können.



Diese Gruppen sind auch an den jeweiligen Spielorten stark vertreten. Sie
könnten dabei die Kritik an der Kommerzialisierung der Veranstaltungen bis
zum Public Viewing mit der am Überwachungswahn verbinden. Sie müssten
sich dazu aber sowohl mit gewerkschaftlichen Organisationen abseits von
GdP und Deutscher Polizeigewerkschaft (DPolG) wie auch mit internationalen
Fanverbänden  verbinden,  Kontrollen  und  Einreisebeschränkungen
entgegentreten.  Statt  der  Polizei  könnten  die  Fanclubs  eigenständige
Ordner:innendienste organisieren und so für einen geregelten Ablauf der
Veranstaltungen  sorgen.  Der  Deutsche  Gewerkschaftsbund  überlässt  es
leider  „seiner  Fachvertretung“,  der  GdP,  sich  mit  dem  Thema
Staatsaufrüstung  im  Namen  der  Sicherheit  aller  zu  beschäftigen  und
klassenfeindlich  hervorzutun.

Keine Grenzkontrollen!
Keine migrant:innenfeindliche Repression!
Keine Legitimierung von Überwachungseinrichtungen!
Nein zu allen Strafgesetz- und Sicherheitsverschärfungen!
Keine Mittel und Personal für polizeiliche Aufrüstung!
GdP raus aus dem DGB!
Organisierung von Sicherheitsvorkehrungen und Gegenwehr gegen
staatliche  Kontroll-  und   Einreisewillkür  durch  internationale
Fangruppierungen  und  Gewerkschaften!

EU-Wahl 2024: Wählt links, aber
organisiert  den  Kampf  für  ein
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sozialistisches Europa!
Gemeinsame internationale Resolution von REVOLUTION, Juni 2024

Auch wenn es für die meisten von uns kaum im Alltag präsent ist: Die vielen
Wahlplakate erinnern uns daran, dass alle fünf Jahre mal wieder ein neues
EU-Parlament  gewählt  werden  muss.  Dieses  Jahr  dürfen  auch  wir
Jugendliche über 16 ran, aber die Zeichen stehen auf Rechtsruck. Laut den
aktuellen  Prognosen  werden  die  größten  Stimmengewinne  in  fast  allen
Ländern an rechtspopulistische Parteien gehen. Gleichzeitig hat die EU auch
ohne rechtspopulistische Mehrheit erst kürzlich durch die sogenannte GEAS-
Reform  das  Asylrecht  für  Einzelpersonen  faktisch  abgeschafft,
Abschiebungen  erleichtert  und  wochenlange  Inhaftierungen  von
Geflüchteten  legalisiert.  Während jede:r  vierte  Jugendliche  in  der  EU in
Armut  lebt,  nutzt  sie  den  Krieg  in  der  Ukraine,  um  allen  Schein  vom
angeblichen „Friedensprojekt Europa“ endlich in die Tonne zu treten und
fleißig aufzurüsten. Es geht schnell in so einer Situation die Hoffnung zu
verlieren. Warum sollten wir als Kommunist:innen also überhaupt wählen
gehen? Und wo sollten wir unser Kreuzchen machen?

Wahlboykott ist Unsinn!
Zuallererst müssen wir uns klar machen, dass Wahlen nur selten wirklich
Veränderung  bringen  und  ganz  sicher  nicht  den  Kapitalismus  stürzen
können. Die Hoffnung, dass wir den Kommunismus herbeiwählen können,
wird  immer  enttäuscht  werden.  Da  der  bürgerliche  Nationalstaat  als
Organisationsstruktur  entstanden  ist,  um die  Herrschaft  des  Bürgertums
abzusichern, wird sich die herrschende Klasse auch nicht mit ihren eigenen
Mitteln entwaffnen lassen.  Wenn politische Mehrheiten entstehen,  die es
dem  Kapital  zu  brenzlich  werden  lassen,  kann  es  immer  noch  auf
Militärputsche,  faschistische  Mobs  oder  Spardiktate  zurückgreifen,  um
parlamentarisch gewählte unliebsame Akteure oder Reformen in die Knie zu
zwingen. Unser Verhältnis zu bürgerlichen Wahlen ist deshalb ein taktisches.

Im Falle des EU-Parlamentes ist die Situation noch absurder, da dieses im
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politischen System der EU nur eine sehr begrenzte Macht hat. So ist es nicht
mit  einem normalen gesetzgebenden Parlament wie dem Bundestag oder
dem Nationalrat zu verwechseln, da es weder eigene Gesetze initiieren kann
noch die EU-Kommission direkt wählt. Doch auch wenn das EU Parlament
keine  wirkliche  Macht  hat,  können  Linke  es  als  Bühne  nutzen,  um auf
Missstände aufmerksam zu machen oder um Korruption und Lobbyarbeit zu
bekämpfen. Ebenso gilt es, den Massen, die Illusionen in dieses Parlament
haben,  aufzuzeigen,  dass  sie  eine  wirkliche  Verbesserung  ihrer
Lebenssituation schon selbst erkämpfen müssen. Wir nutzen das Parlament
als eine historische Errungenschaft für uns und zeigen gleichzeitig durch den
praktischen  Kampf  auf,  dass  die  Möglichkeiten  zu  parlamentarischen
Reformen, die die herrschende Klasse einschränken, sehr gering sind. Es
bleibt unsere Aufgabe praktisch zu zeigen, wo die Grenzen der bürgerlichen
Demokratie  liegen  und  dass  nur  eine  sozialistische  Revolution  der
Arbeiter:innen in der Lage ist, den Kapitalismus zu stürzen und seinen Krisen
ein Ende zu setzen. Deshalb nutzt die politisierte Stimmung rund um die EU-
Wahl  in  euren  Schulen,  die  Podiumsdiskussionen,  Jugendwahlen,
Politikstunden etc.  aber  auch  eure  Wahlstimme,  um die  Illusionen  einer
„Friedens-EU“ zu zerstören und den Kampf gegen Asylrechtsverschärfungen,
Rechtspopulismus, Umweltverschmutzung, Massenarmut und Militarisierung
zu organisieren.

Die  EU  wird  von  der  eigenständigen
imperialistischen  Macht  zur  Juniorpartnerin
der USA!
Die EU ist mit dem Versprechen angetreten, das vom Weltkrieg zerrüttete
Europa friedlich und sozial  zu vereinigen und genoss deshalb lange eine
große Popularität in weiten Teilen Europas. Doch davon ist angesichts von
Krieg,  Spardiktaten,  Brexit,  Rassismus,  Umweltzerstörung  und  Inflation
kaum  noch  was  übriggeblieben.  Uns  überrascht  dies  nicht,  denn  eine
Einigung  Europas  ist  auf  kapitalistischer  Grundlage  unmöglich.  Als
Marxist:innen ist uns klar, dass eine politische Einigung Europas nicht ohne
ökonomische Grundlage erfolgen kann. Doch eine gemeinsame ökonomische



Grundlage konnte sich aufgrund der verschärften Konkurrenz zwischen den
einzelnen  Nationalstaaten  angesichts  ihrer  widersprüchlichen  Interessen
nicht  herausbi lden.  Lange  hat  d ie  Idee  e ines  immer  enger
zusammenwachsenden Europas, das sich als eigene imperialistische Macht
neben den USA, Russland, China etabliert, die verschiedenen Staaten der EU
zusammengeschweißt und bei der Stange gehalten. Es fehlt der EU an einem
integrierenden  strategischen  Projekt,  das  die  auseinanderdriftenden
Fliehkräfte  der  Einzelstaaten  zusammenhalten  kann.  Dafür  hat  die  EU-
Kommissionspräsidentin Von der Leyen bei der letzten EU-Wahl einen Green
New Deal versprochen, der mithilfe massiver Subventionen die Kapitale der
führenden EU-Staaten auf dem Weltmarkt konkurrenzfähiger machen sollte
(mit „green“ hatte das leider nicht so viel zu tun). Doch der Krieg in der
Ukraine und die Wirtschaftskrise haben diesem Projekt einen Strich durch
die Rechnung gemacht und die Widersprüche zwischen den einzelnen EU-
Staaten verstärkt.

So  sind  die  exportorientierten  Kernstaaten  der  EU  –  Deutschland  und
Frankreich  –  durch  den  Zusammenbruch  der  weltweiten  Lieferketten  im
Zuge der Corona-Pandemie aber auch durch die Sanktionspolitik im Zuge des
Ukraine-Krieges  stark angeschlagen.  Die  relative  Unabhängigkeit  der  EU
gegenüber den USA hat nur so lange funktioniert, wie ihre Produktionsketten
nach China ausgedehnt werden konnten und billige Rohstoffe aus Russland
flossen. Durch die verschärfte Blockbildung und die Sanktionen musste die
EU  ihre  relative  Unabhängigkeit  aufgeben  und  sich  den  USA  als
„Juniorpartner“ unterordnen. Das von deutschem und französischem Kapital
vorangetriebene  Projekt  einer  eigenständigen  imperialistischen  EU-Macht
wurde  damit  weitestgehend  beerdigt.  Ähnliche  Interessen  in  geringerem
Maße  verfolgt  der  erweiterte  Kern  der  EU  aus  Italien,  Spanien,  den
BeNeLux-Staaten und Österreich. Südeuropa (Griechenland, Malta, Zypern,
Portugal) hat dagegen auf der EU-Bühne kaum was zu sagen. Allen voran das
deutsche  Kapital  hat  seinen  Arsch  aus  der  Wirtschaftskrise  2007/2008
gerettet,  indem  es  die  Kosten  der  Krise  Südeuropa  durch  brutale
Sparprogramme  und  die  Entmachtung  ihrer  gewählten  Regierungen
aufgedrückt  hat.  Südeuropa  wurde  damit  vollständig  und  gewaltvoll
untergeordnet und gefügig gemacht. Bekannt für ihre EU-kritische Haltung



sind vor allem die Staaten Osteuropas wie zB. Polen oder Ungarn. Osteuropa
aber insbesondere das Baltikum versucht seine Stellung in der EU dadurch
auszubauen, dass sie als Partner der USA und enger NATO-Verbündeter ihre
Interessen durchsetzen.

Wenn wir uns die aktuellen Wahlplakate anschauen, wird ganz deutlich: Der
EU, und allen voran den Staaten, die die EU dominieren, fehlt es an einem
integrativen  Projekt,  dass  diese  auseinanderdriftenden  Tendenzen
zusammenhalten  kann.  Die  Folge  dessen  ist  eine  Zersplitterung  im
bürgerlichen Parteienlage, da die verschiedenen nationalen Kapitalfraktionen
nach strategischer Orientierung suchen. Außerdem bedeutet dies, dass die
Mitgliedsstaaten nun verstärkt auf ihre eigene Aufrüstung setzen, um eine
eigenständigere Rolle zu spielen.  Für uns in Deutschland und Österreich
bedeutet das Kürzungswellen in unseren Schulen und Unis, um die massiven
Aufrüstungsprogramme  zu  f inanzieren  und  Debatten  um  die
Wiedereinführung  der  Wehrpflicht.

Der Rechtsruck in der EU ist nicht die Ursache
der Krise, sondern ist ein Ausdruck dessen!
In den Sonntagsreden vieler EU-Abgeordnete hören wir, dass sich Europa
gegen die wachsende Macht der Rechtspopulist:innen verteidigen müsse. So
weit  so  richtig.  Allerdings tun diese Reden häufig  so,  als  ob in  der  EU
eigentlich alles tutti  wäre,  nur die Rechtspopulist:innen versuchen in die
paradiesische EU einzudringen und wollen alles kaputt  machen.  Für uns
Jugendliche  ist  die  EU  jedoch  kein  Dreamland,  sondern  bedeutet
Militarisierung,  Rassismus  und  Neoliberalismus.  Außerdem  sind  die
Rechtspopulist:innen  nicht  vom  Himmel  gefallen,  sondern  sie  sind  ein
Produkt ebendieser Krise der EU und der zunehmenden Unzufriedenheit mit
ihr  in  Teilen des  Kapitals  und des  Kleinbürger:innentums.  Wie wir  eben
aufgezeigt haben, hat die Krise der EU ihre Ursache in der kapitalistischen
Krise selbst und nicht im wachsenden Rechtspopulismus. Dieser macht sich
die Krise jedoch zunutze, um die Unzufriedenen und Abgehängten angesichts
eines Mangels an einer linken Alternative hinter sich zu versammeln.



In Österreich haben wir die Situation, dass die rechtsextreme FPÖ in allen
Umfragen auf Platz 1 liegt. Zwar kommen die Stimmen zu großen Teilen von
der  ÖVP,  trotzdem bedeutet  das  weiterhin  eine  rechte  parlamentarische
Mehrheit  und eine Stärkung der organisierten Rechten.  Die AfD erreicht
selbst in der U-16-Wahl in Brandenburg Spitzenwerte von 38 Prozent! Laut
aktuellen  Prognosen  wird  vermutlich  jede  vierte  Stimme  in  Europa  an
rechtspopulistische  Parteien  gehen.  Diese  massiven  Stimmenzuwächse
verteilen sich jedoch auf die „Fraktion der Europäischen Konservativen und
Reformer“  (zu  deren  stärkster  Kraft  die  Partei  von  Ital iens
Ministerpräsidentin Meloni gehört) und „Identität und Demokratie“ (zu der
auch AfD und FPÖ gehören). Wo sich beide Fraktionen in ihrem Rassismus
einig sind, so uneinig sind sie sich in der Positionierung gegenüber dem
Krieg in der Ukraine. Die „Konservativen und Reformer“ scheinen dabei die
meisten  Stimmenzuwächse  zu  erwarten  und  unterscheiden  sich
außenpolitisch  nicht  wesentlich  von  der  herrschenden  EU-Linie.

Doch auch die anderen europäischen Fraktionen sind von einem Rechtsruck
geprägt. So versuchen die Europäische Volkspartei (CDU/CSU, ÖVP) und die
Liberalen  ihre  Stimmenverluste  an  die  Rechtspopulist:innen  dadurch
auszugleichen, in dem sie sich als stärkere Verfechter:innen der Festung
Europa  zu  präsentieren  versuchen.  Doch  auch  die  Grünen  und
Sozialdemokraten (SPD, SPÖ) stimmen in den Chor aus Abschottung, Krieg,
Militarisierung und Aufrüstung ein. Einig sind sie sich ohnehin alle darin,
dass man im Falle des genozidalen Kriegs in Gaza an der Seite Israels stehen
müsse. Dabei hat die österreichische SPÖ doch dieses Jahr das erste mal seit
langem wieder einen Parteiobmann, der sich positiv auf den Marxismus und
die  Arbeiter:innenbewegung  bezieht?  Der  Linksruck,  den  manche  damit
herbeigesehnt  haben,  blieb  leider  aus.  Vielmehr  gehen die  abgehobenen
Streitigkeiten weiter. Die um einiges rechteren Landeshauptläute schießen
regelmäßig  gegen  Babler,  damit  er  ja  nicht  vergisst,  dass  die
Sozialdemokratie schon lange nicht mehr auf die kleinen Leute schaut. In
Deutschland hat sich der Rechtsruck auch in der Linkspartei ausgedrückt. So
hat sich das „Bündnis Sarah Wagenknecht“ von der Partei abgespalten und
hofft  mit  rechteren Positionen zur Migration und gegen den angeblichen
„Genderwahn“  Wähler:innen  von  der  AfD  zurückzuholen.  Ihr



wirtschaftspolitisches  Programm  wird  in  den  Medien  häufig  als  links
bezeichnet,  steht jedoch in erster Linie nur für eine ein wenig sozialere
Marktwirtschaft, welche angesichts der aktuellen Krise ein utopisches Modell
zu sein scheint.

Wählt die Europäische Linke, aber organisiert
den Widerstand!
Wir rufen euch zur Wahl der Europäischen Linken (Linkspartei, KPÖ) auf. So
finden wir mit ihren Forderungen nach einem Stopp der Privatisierungen und
Kürzungswellen  an  unseren  Schulen  und  Unis,  einem  EU-weiten
Mindetslohn, einem Stopp der Aufrüstungsspirale und legalen und sicheren
Fluchtwege  in  die  EU  noch  die  größte  Übereinstimmung.  Während  die
Linkspartei in Deutschland überhaupt darum kämpfen muss, ins Parlament
einzuziehen zu dürfen, hat die KPÖ in Österreich dieses Jahr mehrere Erfolge
einfahren  können.  Allen  voran  die  Wahl  in  Salzburg,  wo  sie  über  20%
geschafft haben, aber auch für die EU-Wahlen stehen ihre Chancen gut. Die
Parteien der Europäischen Linken eint die Idee von einem sozialeren Europa.
Doch wie diese Forderungen genau umgesetzt werden sollen, insbesondere
wenn sie  auf  den erbitterten Widerstand der  herrschende Klasse  stoßen
werden  –  darüber  schweigt  die  Fraktion.  Doch  dennoch  vereint  sie  die
Illusionen  und  Hoffnungen  der  fortschrittlichsten  Teile  der  europäischen
Arbeiter:innenklasse, der Gewerkschaften, der Klimabewegung auf sich. Mit
diesen müssen wir brechen und den Massen aufzeigen, dass – wie oben schon
näher  erläutert  –  nur  auf  revolutionärem antikapitalistischen  Wege  eine
soziale,  friedliche,  antirassistische  und  ökologische  Vereinigung  Europas
unter kooperativer sozialistischer Planung der Produktion möglich ist.

Doch dafür dürfen wir nicht die kommunistischen Besserwisser:innen am
Gartenzaun  sein.  Unsere  Aufgabe  ist  es  die  richtigen  Forderungen  der
Europäischen  Linken  zu  unterstützen  und  im  gemeinsamen  Kampf
aufzuzeigen,  dass  diese  nicht  auf  parlamentarischem  Wege  und  nur
eingebettet  in  ein  revolutionäres  Programm  durchgesetzt  und  verteidigt
werden können. Die Basis und Wähler:innen dieser reformistischen Parteien
müssen wir dazu auffordern, ihre Führung auf die Probe zu stellen und von



ihnen einen tatsächlichen Kampf für ihre Forderungen einzufordern. Unsere
Aufgabe ist es, Teil dieses Kampfes zu sein, das reformistische Bewusstsein
in der Klasse zu brechen und ihn anhand unseres Programms auch zum
Erfolg zu führen.

Die  Wahl  von  irgendwelchen  „linken  Kleinstparteien“  wie  DKP,  MLPD,
MERA25, SGP oder auch der Letzten Generation lehnen wir ab. Während
DKP  und  MLPD  versuchen  aus  dem  Friedhof  der  Untoten  des
Steinzeitstalinismus  auszubrechen,  versucht  sich  die  vom  ehemaligen
griechischen  Finanzminister  Varoufakis  gegründete  MERA25  als  einzige
palästinasolidarische Partei zu präsentieren. Sie alle eint jedoch, dass sie
keinerlei Rückhalt in irgendwelchen Teilen der Arbeiter:innenklasse besitzen.
Ihre Wahl hat keinerlei Einfluss auf das Bewusstsein der Klasse, sodass wir
die  Klasse  auch  nicht  erreichen,  wenn  wir  unser  Kreuz  für  ihre
zusammengekleisterten,  reformistischen  und  sektiererischen
Wahlprogramme  machen.

In einer Zeit  in der Wirtschaftskrisen
und  Genozide  zu  unserem  Alltag
gehören, braucht es massenhaften und
organisierten  Widerstand  in  unseren
Schulen und Unis. Einen Zettel in eine
Box  werfen  kann  dabei  maximal  eine
Nebenbeschäftigung sein.



Antikriegsbewegung aufbauen –
aber wie?
Jaqueline Katherina Singh

Seit der Invasion des russischen Imperialismus in die Ukraine hört man öfter
das Wort „Zeitenwende“, denn der Krieg hat eine neue eine neue Phase der
Weltpolitik  eingeläutet.  Millionen  Menschen  sind  bisher  zur  Flucht
gezwungen worden, Tausende sind der Kriegsführung zum Opfer gefallen
und Unzählige werden noch folgen.  Das wirft  Fragen auf,  die  sich viele
deswegen stellen: Wie kann das Morden gestoppt werden? Wie kann Frieden
hergestellt werden? Diese Fragen haben sich auch die Millionen Menschen
gestellt, die ihre Solidarität mit den Menschen in der Ukraine Woche für
Woche auf die Straße tragen. In unserem Artikel wollen wir beleuchten, auf
welcher Grundlage eine Antikriegsbewegung erfolgreich sein kann und wie
wir sie aufbauen können.

Was ist Krieg?

Bevor wir uns jedoch konkreten Forderungen widmen, brauchen wir jedoch
das  Verständnis,  dass  Kriege  ein  Ergebnis  von  Klassengegensätzen  im
Kapitalismus sind und nicht nur durch machtpolitische Kalküle entstehen
oder von „verrückten Diktatoren“ gemacht werden.  Auf  den ersten Blick
wirkt  Krieg  wie  etwas  Vermeidbares.  Da  im  Kapitalismus  jedoch  alle
Kapitalfraktionen weltweit in Konkurrenz zueinander stehen und immer mehr
Profite akkumulieren müssen, während die Ressourcen der Welt aber endlich
sind, kommt es immer wieder zu der Situation, dass sich die Nationalstaaten,
die hinter den jeweiligen Kapitalfraktionen stehen, darum bekriegen, wer das
größere Stück vom Kuchen abbekommt.

Was bedeutet das konkret?

Anders ist es auch nicht im Falle der Ukraine wie wir an anderer Stelle in
dieser Zeitung ausführlich beschrieben haben. Sagt man in diesem Krieg
zwischen verschiedenen imperialistischen Blöcken jetzt nur „Hände weg von
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der Ukraine“ – wie bei dem großen Protesten Ende Februar – und sonst
nichts,  blendet  man  die  strukturellen  Gründe  aus,  die  zu  diesem Krieg
geführt haben. Aber auch reiner Pazifismus á la „Legt doch einfach alle die
Waffen  nieder!“  kann  nicht  die  Grundlage  einer  internationalistischen
Antikriegsbewegung  sein,  weil  auch  dieser  nicht  die  Wurzel  des  Problems
angreift und deswegen praktisch recht wenig bringt. Historisch ist leider
auch  oft  geschehen,  dass  sich  die  überzeugtesten  Pazifist_innen  in  der
Konfrontation  der  eigenen  herrschenden  Klasse  anbiedern  und  im
schlimmsten Fall zu Kriegsbefürworter_innen werden. Das kann man nicht
nur bei ehemaligen Pazifist:innen aus der SPD und den Grünen sehen, die
jetzt  100 Milliarden für  die  Bundeswehr durchgewunken haben,  sondern
auch  bei  den  NGOs,  den  Gewerkschaftsführungen  und  den  Spitzen  der
Linkspartei,  die allesamt die Wirtschaftssanktionen akzeptieren. Das lässt
uns mit der Frage zurück: Was müssen stattdessen die Grundlagen einer
Antikriegsbewegung sein?
Kernforderungen sind:

1.  Der  Hauptfeind  steht  im  eigenen  Land!  Klassenkampf  statt
nationaler  Einheit!

Deutschland und der Westen verteidigen nicht das Selbstbestimmungsrecht
der  Ukraine,  sondern  verfolgen  vielmehr  das  Ziel,  Russland  als
imperialistischen Konkurrenten auszuschalten und die Ukraine dauerhaft zu
ihrer Halbkolonie zu machen. Die Behauptung, dass es den herrschenden
Klassen  Deutschlands  oder  seiner  NATO-Verbündeten  um  einen  Kampf
zwischen Demokratie und Diktatur, zwischen Willkür und Menschenrechten
ginge, ist eine Lüge. Sie soll nur die Bevölkerung auf Aufrüstung, NATO-
Expansion nach Osten, Unterstützung der Sanktionen und ggf. ein direktes
militärisches Eingreifen ideologisch vorbereiten und einstimmen. Deswegen
ist  es  wichtig,  dass  wir  hierzulande  nicht  zu  den  deutschen  Interessen
schweigen, sondern klar sagen:

•Nein  zu  jeder  NATO-Intervention!  Gegen  alle  Sanktionen,  Aufrüstung,
NATO-Truppenverlagerungen  und  Waffenlieferungen!  Gegen  NATO-
Ausweitung,  sofortiger  Austritt  aus  der  NATO!



2. Keinen Cent für den deutschen Imperialismus! Wir zahlen nicht für
den Krieg!

Dem neuen militärischen Kurs  und der  „Zeitenwende“ eines  Olaf  Scholz
sollen wir nicht nur zustimmen, sondern auch noch dafür zahlen. Die 100 000
000 000 Euro für die Bundeswehr sind dabei nur die Spitze des Eisbergs. Es
kommen  steigende  Preise  infolge  der  Sanktionen,  die  schon  jetzt  beim
Einkaufen deutlich zu spüren sind. Folgen können Sozialabbau, Kürzungen
und  Steuererhöhungen  sein,  um  die  Aufrüstung  der  Bundeswehr  zu
finanzieren.

•Keinen Cent für die imperialistische Politik, für die Bundeswehr! Nein zum
100-Milliarden-Programm der Ampel-Koalition!
•Die  Kosten  der  Preissteigerung  müssen  die  Herrschenden  zahlen!  Wir
wollen weder hungern, noch frieren für ihren Krieg!
•Enteignung  des  Energiesektors  und  anderer  Preistreiber_innen  unter
Arbeiter_innenkontrolle!  Übernahme  gestiegener  Lebenshaltungskosten  der
Arbeiter_innenklasse,  der  Rentner_innen,  von  Erwerbslosen  durch
Besteuerung  des  Kapitals!
•Keine Profite mit dem Morden: Verstaatlichung der Rüstungsindustrie und
Umwandlung  in  z.B.  die  Produktion  von  Beatmungsgeräten  unter
Arbeiter_innenkontrolle!

3.  Nein  zu  Putins  Angriffskrieg!  Solidarität  mit  der  ukrainischen
Bevölkerung und Antikriegsbewegung in Russland!

Eine Antikriegsbewegung, die diesen Namen verdient, muss die Invasion in
der  Ukraine  verurteilen,  den  sofortigen  Abzug  der  Truppen  und  die
Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts der Ukraine fordern (genauso
wie von der Ukraine jenes der Krim und des Donbass zu verlangen ist). Eine
Bewegung, die glaubwürdig gegen die Politik der NATO-Mächte kämpfen
will, darf zum russischen Imperialismus nicht schweigen. Gleichzeitig dürfen
wir die Kräfte in Russland, die gegen den Krieg kämpfen, nicht isolieren,
sondern sollten sie unterstützen.

•Sofortiger Abzug der russischen Armee! Solidarität mit der ukrainischen



Bevölkerung, Anerkennung ihres Rechts auf Selbstverteidigung gegen die
Invasion!
•Solidarität  mit  der  Antikriegsbewegung und  der  Arbeiter:innenklasse  in
Russland;  Verbreitung  der  Aktionen  gegen  den  Krieg;  Freilassung  aller
Festgenommen!
•Aufnahme aller Geflüchteten, Bleibe- und Staatsbürger_innenrechte für alle
–  finanziert  durch  den  Staat;  Integration  der  Geflüchteten  in  den
Arbeitsmarkt,  Aufnahme  in  die  Gewerkschaften!

4. Politischer Massenstreik und Massendemonstrationen gegen jede
direkte NATO-Intervention!

Sollten die NATO-Länder zu einer direkten militärischen Intervention z. B.
durch  die  Errichtung  von  Flugverbotszonen  schreiten,  muss  die
Arbeiter_innenklasse unmittelbar gegen diese Eskalation mobilisiert werden,
um mit einem politischen Streik bis hin zum Generalstreik die gefährliche
Katastrophe zu verhindern und die Kriegstreiberei zu stoppen! Wie sinnvoll
solche Aktionen sind, zeigen schon jetzt Arbeiter_innen in Belarus, Italien
oder Griechenland, die die Lieferung von Waffen verhindert haben, indem sie
s i c h  w e i g e r t e n ,  d i e s e  z u  l i e f e r n .  D i e  A b l e h n u n g  j e d e r
Klassenzusammenarbeit,  jeder  Unterstützung  der  Regierung  und  ihrer
militärischen und wirtschaftlichen Interessen ist nicht nur unerlässlich im
Kampf gegen den „eigenen“ Imperialismus, den Hauptfeind im eigenen Land.
Sie schafft zugleich auch die besten Voraussetzungen für den Aufbau einer
internationalen Antikriegsbewegung – insbesondere auch in Russland und in
der  Ukraine.  Wenn  sich  die  Lohnabhängige  und  wir  Jugendlichen  in
Deutschland  und  anderen
westlichen Ländern gegen die eigenen Regierung stellen, untergraben wir
auch  den  reaktionären  völkisch-nationalistischen  großrussischen
Nationalismus.



Krisenstimmung auch in der EU
Flo Schwerdtfeger

„Whatever the weather, we must move together!“ titelte ein
Propagandaplakat für den Marshall-Plan in den 50ern. Darauf zu sehen war
eine Windmühle,
deren Blätter  die  einzelnen Länder  Europas  waren.  Symbolisiert  werden
sollte
Einigkeit und ein gemeinsames Handeln als europäischer Kontinent. Wenn es
sie
überhaupt einmal gab, so sind diese Zeiten der Einigkeit aber lange wieder
vorbei. Nicht erst seitdem sich Großbritannien aus der EU verabschiedet hat.
Die Uneinigkeit findet sich wieder in der Frage, welcher Staat wieviele oder
überhaupt Flüchtende über die Grenze lassen müsse. Sie findet sich in der
Umweltpolitik wieder, wo an der einen Stelle Kernkraft aufgegeben, an der
anderen aber erst aufgebaut wird. Sie findet sich aber auch da wieder, wo
die
Staaten Mittel- und Westeuropas, wie Deutschland, Frankreich und das UK,
nach
der Wirtschaftskrise  2008/09 die  Mittelmeerstaaten ausbluten ließen,  um
ihre
Schulden zu tilgen. Besonders jetzt durch die Pandemie werden die Effekte
weiter verstärkt und spitzen sich zu. In diesem Artikel wollen wir ein wenig
versuchen, die Fronten innerhalb der EU nachzuzeichnen.

Dieses mal mit den Rechten

Seit  Jahren  lässt  sich  der  stetige  Aufstieg  der  Rechtspopulist_Innen
beobachten, in einigen Ländern wie Ungarn oder Italien sind sie sogar an der
Regierung. Als Folge des Versagens der Linken eine Antwort auf die sozialen
Angriffe  nach der Krise 2007/08 zu bieten,  erstarkten in  vielen Ländern
wieder  konservative  und  nationalistische  Ideen  und  Parteien.  Seit  der
Fluchtbewegung 2015 wurde die Festung Europa wieder stärker ausgebaut
und der Kontinent abgeschottet  gegenüber Menschen,  die vor Krieg und
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Ausbeutung flüchten. Die Menschen, die es dann doch nach Europa schaffen,
werden zwischen den Ländern hin-  und hergeschoben,  weil  niemand sie
wirklich aufnehmen will. Und obwohl sich die Rechtspopulist_Innen meist als
Europäer_Innen  darstellen  und  behaupten,  den  Kontinent  gegenüber
„Invasoren“  zu  verteidigen,  sind  sie  es  auch,  die  die  EU  am  liebsten
abschaffen würden und ihre eigenen Nationalstaaten wieder aufleben lassen
wollen. Dabei ist nicht nur das UK mit dem Brexit das Paradebeispiel, auch in
Italien mehren sich die Stimmen, die einen Austritt aus der EU fordern.Selbst
in Ländern, in denen sich noch „liberale“ oder immerhin „proeuropäische“
Regierungen halten  konnten,  sitzt  diesen heute  eine  stärkere  Rechte  im
Nacken als dies noch zur letzten Krise der Fall war.

Und  in  der  Pandemie  verschärft  sich  die  Situation  nur  noch  weiter:  In
Deutschland stellt sich die AfD verstärkt als Verteidigerin der Freiheit und
Grundrechte  dar,  indem  sie  gegen  die  Einschränkungen,  die  durch  die
Pandemie entstehen,  demonstrieren.  In Ungarn erhöht sich Viktor Orban
immer  mehr  zum  Alleinherrscher,  indem  er  per  Notstandsgesetze  am
Parlament vorbeiregiert, und in Großbritannien wurde zum Glück noch vom
Ansatz der Herdenimmunität wieder abgerückt.
Wenn  es  nicht  einmal  geschafft  wird,  den  am  schwersten  betroffenen
Nachbarstaaten  mit  medizinischen Materialien  und Personal  auszuhelfen,
offenbart sich auch wie schlecht es mit den humanistischen Idealen der EU in
der Praxis aussieht

Zwischen den Fronten

Der EU macht aber auch die globale Konkurrenz zu schaffen. Sie wird ja
meist als weiterer Machtblock in der Welt gehandelt, besonders wenn es
darum  geht,  eine  gemeinsame  Armee  aufzustellen,  um  sich  gegenüber
Russland, China oder den USA zu behaupten.
Aber nicht nur militärisch stellen diese Staaten eine Bedrohung dar, sondern
auch wirtschaftlich. Erkennbar wird das durch die starken Verflechtungen,
durch Handels- oder Produktionsstrukturen. China hat z.B. ein doppelt so
hohes Exportvolumen in die EU wie umgekehrt.
Dazu kommt der direkte Einfluss Chinas auf europäische Unternehmen und
Länder. So hält zum Beispiel das chinesische Unternehmen Cosco mehr als



50% der  Anteile  an  dem Hafen  Piräus´,  einer  der  größten  griechischen
Häfen. Auch in Italien war China da – und nicht etwa die EU – wenn es um
medizinische Unterstützung ging während der Corona-Hochphase.

Es ist abzuwarten, wie genau sich die globale Konkurrenz fortführen wird.
Solange der amerikanische Kontinent das Epizentrum der Pandemie bleibt
und die USA nur zu Verzweiflungshandlungen fähig ist, wird demgegenüber
der  Einfluss  Chinas umso wichtiger.  In  China wurde die  Produktion viel
schneller  als  anderswo  wieder  hochgefahren  und  genau  dann,  als  die
Produktionen der EU und der USA aussetzten, konnte China seine Macht
ausbauen, indem sie die entstehenden Versorgungslücken decken und so viel
mehr Export erbringen konnten.

Angriffe auf die Sozialsysteme

An  anderer  Stelle  offenbart  sich  die  Spaltung  Europas  als  Folge  der
Weltwirtschaftskrise 2008/09 und der Schuldenkrise 2010/11. Bis heute ist
vor allem der Mittelmeerraum durch die Sparmaßnahmen geprägt, die vor
allem von Deutschland auferlegt worden sind. Besonders hart hat es dabei
Griechenland getroffen, aber auch Spanien und Italien durchleben ähnliches.
Gestützt durch Deutschland und Frankreich wurden damals Kredite an die
verschuldeten Staaten ausgegeben. Der Haken daran ist nicht nur, dass diese
Kredite samt Zinsen wieder zurückgezahlt werden müssen. Vor allem sind sie
auch an Maßnahmen des sozialen Kahlschlags in den jeweiligen Ländern
gebunden worden, überwacht –  und exekutiert  –  durch eine von der EU
vorort installierte Troika. Die Sparmaßnahmen trafen Renten- und andere
soziale Leistungen, hatten einen großen Stellenabbau zur Folge, schlugen
sich aber eben auch in Kürzungen im Bildungs- und Gesundheitswesen und
Privatisierungen nieder.

Wohin  diese  Kürzungen führten,  sah  und  sieht  man heute  besonders  in
Italien. Ein Grund für die hohe Sterberate während der Pandemie ist, dass so
wenig Personal und Ausrüstung auf den Intensivstationen vorhanden waren,
da dem Gesundheitssystem fast 37 Milliarden Euro an Investitionen fehlen.

Obwohl die großen Imperialisten wie Deutschland und



Frankreich viel davon profitiert haben, die südeuropäischen Länder
kleinzuhalten und sich an ihnen zu bereichern, sind sie auch davon abhängig,
dass in ihnen eine gewisse Stabilität herrscht, wenn es um Absatzmärkte,
Produktionsketten oder Investitionsströme geht.

Was sollen die Krisenmaßnahmen sein?

Irgendetwas muss die also EU tun, um die Krisenfolgen
abzufedern, auch in den Ländern, die besonders stark betroffen sind, darin
sind
sich eigentlich alle einig.

Die Streitfrage ist allerdings wie genau diese Maßnahmen
aussehen sollen.

Insbesondere zwischen Deutschland und Frankreich tun sich
dabei  Widersprüche  auf.  Einerseits  ist  Frankreich  (im  Gegensatz  zu
Deutschland)
ziemlich stark von der Corona-Krise betroffen und daher selbst schon an
guten
Konditionen für Hilfsmaßnahmen interessiert.  Zusätzlich würde auch eine
weitere
Schwächung  der  anderen  Länder  wie  Italien  die  Vormachtstellung  von
Deutschland
weiter verstärken, was ebenso nicht im Sinne Frankreichs ist. Frankreich
steht
in diesem Konflikt also eher auf der Seite der hochverschuldeten Staaten,
während Deutschland an dem alten Modell mit Zurückzahlung unter Zinsen
festhalten will.

Der erste Vorschlag waren sogenannte Corona-Bonds in der
Höhe von 1,5 Billionen Euro. Diese sollten sich im
ersten Entwurf an die Euro-Bonds anlehnen, die nach der Schuldenkrise
ausgegeben  wurden.  Dabei  wird  von  der  EU  ein  Kredit  an  Länder
ausgegeben,
die Unterstützung benötigen. Das Problem an der Sache ist, dass diese Bonds



mit
Zinsen  wieder  zurückgezahlt  werden  müssen,  wodurch  den  betroffenen
Staaten
nicht wirklich geholfen ist, da sie so über Jahrzehnte an diese Rückzahlung
gebunden sind. Im zweiten und aktuelleren Entwurf ist nur noch von 500
Milliarden Euro die Rede, dafür aber als Auszahlung, die ohne Zinsen
zurückgezahlt werden soll. Besonders die stark betroffenen Länder wie
Frankreich, Spanien und Italien sollen davon profitieren. Probleme könnte es
dafür besonders von den EU Staaten im Norden und Osten geben, da diese
wahrscheinlich  mehr  Geld  geben  werden  als  sie  bekommen.  Dadurch
könnten  weitere
Spannungen, besonders in den sowieso schon EU-skeptischen Ländern wie
Polen und
Ungarn entstehen.

Innerer Widerspruch und dessen Lösung

Es ist ein Widerspruch an sich, dass sich imperialistische Staaten und damit
auch die Kapitalist_Innen der Länder zu einer Einheit zusammenschließen.
Eigentlich  versuchen  Sie  sich  nämlich  gegenseitig  zu  verdrängen  und
Halbkolonien  zu  ihren  Absatzmärkten  zu  machen.

Die EU kann daher nur als Gegenprojekt zu den anderen
Imperialisten wie China, USA, Russland existieren. Dieser Burgfrieden ist
aber
bröckelig,  denn  besonders  die  westeuropäischen  Länder  Deutschland,
Frankreich
und Großbritannien streben nach der Führung.

Oberflächlich betrachtet ist die EU ein Beispiel dafür, dass Schritte weg vom
Nationalstaat möglich sind. Es wäre eine Schande, die Errungenschaften der
internationalen  Verflechtungen  auf  industrieller  und  kultureller  Ebene
wieder
aufzulösen, nur um in chauvinistische Nationalstaaten zurückzukehren, die
sich
alle untereinander verfeindet sind. Nur sind halt viele der Träume der EU



nicht
mehr zu finden. Die Humanität stirbt an den Außengrenzen. Im Innern wird
die
bestehende  Ungleichheit  durch  Bürokratie  und  Sparmaßnahmen  noch
verschärft  und
letztendlich bleibt sie nur ein Zusammenschluss, zur Verwirklichung der
wirtschaftlichen Interessen der einzelnen Kapitale.

Wirkliche Vereinigung kann Europa nur erfahren ohne die
auseinandertreibende  Wirkung  der  kapitalistischen  Konkurrenz.  Die
bestehenden
Verbindungen müssen von der europäischen Arbeiter_Innenklasse genutzt
werden,
um sich international zu organisieren und der EU nach vorne zu entkommen:
In
die Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa.

Europawahl 2019: EU-Krise goes
Wahlkabine  –  6  Fragen  und  6
Antworten
von Alex Metzger

Was ist das eigentlich diese Europawahl und
hat das überhaupt irgendeine Bedeutung?
Am 26.Mai wird nach 5 Jahren wieder ein neues EU-Parlament gewählt. Das
EU-Parlament ist neben dem Ministerrat und der EU-Kommission eine von
mehreren  Institutionen  der  EU,  wobei  allein  das  EU-Parlament  direkt
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gewählt wird. Wie bei allen Wahlen im Kapitalismus bleibt uns aber auch hier
nicht viel mehr übrig, als alle paar Jahre irgendwo ein Kreuz zu machen und
zu hoffen,  dass  die  gewählten Parteien wenigstens ein  bisschen weniger
Scheiße bauen, als die die vorher an der Regierung waren. Eigene Ideen
einbringen und das System grundlegend in Frage stellen? Fehlanzeige! Noch
dazu sind die Möglichkeiten der Fraktionen im EU-Parlament, sich politisch
durchzusetzen,  aufgrund  eines  komplizierten  Gesetzgebungsverfahrens
zusätzlich sehr eingeschränkt. Ebenso dürfen sehr viele Menschen, die in EU-
Staaten  leben,  wie  zum  Beispiel  Jugendliche  unter  18  Jahren  oder
Geflüchtete, überhaupt nicht an der Wahl teilnehmen Scheiß egal sind die
EU-Wahlen im Mai aber trotzdem nicht, denn wir können daran sehr viel
über den aktuellen Status der EU und die bestehenden Kräfteverhältnisse
ablesen und uns Gedanken machen, wie wir etwas verändern können.

 

In  welcher  Situation  steckt  die  EU  denn
gerade?
Die EU steckt in einer tiefen Krise und es ist unmöglich, dass die kommenden
Wahlen sie da rausholen könnten. Das liegt daran, dass die EU-Krise selbst
nur  eine  Folge  der  globalen  Wirtschaftskrise  ist,  die  Profite  der
internationalen Unternehmen schrumpfen ließ und den Konkurrenzkampf um
das, was noch übrig geblieben ist, angefeuert hat. Die EU selbst ist kein
eigener Staat sondern nur ein Bündnis zwischen verschiedenen miteinander
konkurrierenden Ökonomien, die nach langen Jahren des Wachstums und der
Stabilität jetzt in der Krise die Krallen ausfahren.
Dass die EU in der Krise steckt, erkennen wir zum Beispiel daran, dass in
fast allen EU-Mitgliedsstaaten europafeindliche Parteien wachsen und mehr
Stimmen  bekommen.  Während  in  Südeuropa  Millionen  Menschen  in
Arbeitslosigkeit  und Armut getrieben wurden, haben in Nordeuropa viele
kleinere Unternehmen Angst, durch den freien Warenverkehr innerhalb des
EU-Binnenmarktes von den großen Unternehmen plattgemacht zu werden
und sind enttäuscht, dass mit den EU- Geldern nicht sie gerettet wurden
sondern die Banken. Jugendliche und Lohnabhängige haben die Krise durch
europaweite  Privatisierungen  Entlassungswellen  und  Sozialkürzungen



besonders hart zu spüren bekommen. Die EU ist also von vielen Rissen –
zwischen  Nord  und  Süd,  zwischen  binnenmarkt-  und  exportorientierten
Unternehmen  und  besonders  zwischen  Arbeiter_innen  und  Kapital  –
durchzogen  und  kann  entlang  dieser  Risse  schnell  gänzl ich
auseinanderreißen. Der Brexit hat uns gezeigt, wie präsent diese Gefahr ist
und hat die Krise zusätzlich verschlimmert. Hinzu kommt, dass der Druck
international beispielsweise durch einen US-Präsidenten Trump, der die EU
erstmals  in  ihrer  Geschichte  als  einen  „Feind  der  USA“  bezeichnet  hat,
erheblich gewachsen ist.
Die beiden Führungsmächte der EU, Deutschland und Frankreich, haben es
nicht gebacken bekommen, sich auf eine einheitliche „Europastrategie“ zur
Bewältigung dieser Krise zu einigen. Gemeinsame Projekte
zur  Vereinheitlichung  der  EU  wie  die  EU-Armee,  eine  koordinierte
europäische  Finanzpolitik  oder  auch  eine  gemeinsame  europäische
Migrationspolitik wurden in den Sand gesetzt. Das liegt auch daran, dass
sich  nicht  mal  ihre  eigenen  Regierungen  im  Zuge  der  Krise  auf  eine
europäische  Strategie  einigen  konnten:  Während  die  Groko  im  Dauer-
Koalitionsstreit  steht,  ist  Macron damit  beschäftigt,  seine  Gelbwesten zu
bekämpfen.

Wer hat denn in der letzten Periode das EU-
Parlament regiert?
Die letzten 5 Jahre hatten die „EVP: Europäische Volkspartei“ (da steckt die
CDU drin) und die „Progressive Allianz“ (da steckt die SPD drin) mit 54
Prozent  die  ehrheit  im  EU-Parlament.  Die  EVP  steht  in  ihrer
Zusammensetzung sogar  noch  weiter  rechts  als  die  CDU und treibt  die
neoliberale Sparpolitik federführend mit an. Sie steht für Privatisierungen,
Deregulierung, Festung Europa und einem freien innereuropäischen Markt.
Nach den jüngsten Debatte  wurde der  Ausschluss  der  ultra-rassistischen
ungarischen Fidesz unter Victor Orban erst einmal nur auf Zeit beschlossen
und brachte der EVP in den Umfragen weitere Stimmeinbußen durch ihre
rechten Wähler_innen ein. Sie wird wohl als Verliererin aus der kommenden
Wahl  hervorgehen.  Doch  auch  die  Sozialdemokrat_innen  haben  sich  mit
allem anderen  als  mit  Ruhm bekleckert.  In  ganz  Europa  haben  sie  die
neoliberale  Politik  mitgetragen  und  somit  dafür  gesorgt,  dass  ihre
lohnabhängigen Stammwähler_innen ihnen nicht mehr vertrauen. Auch sie
haben die „EU-Schuldenbremse“ unterstützt und



Südeuropa  in  Abhängigkeit  und  Armut  gestürzt.  Auch  sie  haben
Privatisierung und Sozialkürzungen selbst mit durchgesetzt. Auch sie haben
der Industrie geholfen,  unbefristete Arbeitsverträge und gute Jobs gegen
Arbeit  im  Niedriglohnsektor  und  gegen  befristete  Arbeitsverhältnisse
einzutauschen.Anstatt  sich  in  der  Wirtschaftskrise  und der  zunehmenden
Migration  in  die  EU  klar  links  zu  positionieren,  Antirassismus  mit
Sozialpolitik zu verbinden und auf die Nöte der Menschen mit ordentlichen
Konzepten zur sozialen Absicherung und einer Politik der offenen Grenzen zu
antworten,  haben sie  nur politische Zugeständnisse an die  Industrie,  die
Banken  und  die  Rechten  springen  lassen.  Dass  nun  die  noch  rechteren
Parteien  im  Aufwind  sind,  ist  das  direkte  Resultat  dieser  Politik.
Perspektivlosigkeit  und  Abstiegsängste  führen  in  ganz  Europa  dazu,
dass Leute diesen in die offenen Arme laufen. Doch anstatt die Wurzel des
Problems  anzugreifen,  haben  die  „Volksparteien“  versucht,  ihre
Wähler_innen  bei  sich  zu  halten,  indem  sie  selber  weiter  nach  rechts
gerutscht sind. Dabei sind die Abschottung der EU, die Kriminalisierung von
Seenotrettungen,  Deals  mit  Diktaturen  und  der  massive  Ausbau  der
europäischen Grenzschutzagentur Frontex nur Facetten dieser Entwicklung.
Gewaltsame Übergriffe auf Geflüchtete, Muslim_innen, Jüdinnen und Juden,
Sinti und Roma und Frauen haben überall massiv zugenommen. Auch mit der
Etablierung autoritärer Polizeistaaten unter dem Vorzeichen des „Kampfes
gegen den Terrorismus“ wurde bereits begonnen. Brutalere Polizeigesetze
und autoritärere Justizreformen richten sich nicht nur gegen „Minderheiten“
sondern  auch  unmittelbar  gegen  die  demokratischen  Rechte  der
Aktivist_Innen,  die  gegen  die  Politik  der  EU  und  ihrer  einzelnen
Mitgliedsstaaten auf die Straße gehen.

Und was ist nach den kommenden Wahlen zu
erwarten?
Da die internationale Konkurrenz tendenziell nicht abnimmt sondern stärker
wird, werden sich diese Trends verstärken. Ebenso ist zu erwarten, dass die
Außenpolitik der Union deutlich an Aggressivität zunehmen wird. Auch wenn
das Projekt  einer  EU-Armee erst  einmal  auf  die  Auswechselbank gesetzt
wurde, wird die EU früher oder später auf die immer aggressiver werdende
Politik von Trumps US-Imperialismus mit einer eigenen aktiven Außenpolitik
antworten  müssen.  Die  Aufstockung  der  Militärausgaben  auf  2%  des
BiP(Nato  Vorgabe)  sind  ein  erster  Schritt  dahin.



Angefeuert  werden  Militarismus,  Rassismus,  Abschottung  und
Sozialkürzungen durch den Rechtsruck.  Die europäischen „Volksparteien“
werden zwar für ihre verfehlte Politik mit massiven Stimmverlusten bestraft
werden,  doch  gewinnen  werden  die  Rechten.  In  Italien  liegt  Salvinis
rassistische  „Lega“  in  Umfragen  derzeit  mit  32,4  Prozent  als  stärkste
Einzelpartei des Landes vorn. Ähnlich ist das Bild in Frankreich, wo Le Pens
ultra-rechte „Ressemblement  National“  aktuell  mit  22 Prozent  knapp vor
Macrons  liberaler  „En  Marche“  an  erster  Stelle  liegt.  InPolen  kann  die
regierende  nationalkonservative  PiS  mit  40  Prozent  rechnen.  Selbst  in
Schweden würden die rechtsnationalen „Schweden Demokraten“ aktuell mit
knapp 20 Prozent zweitstärkste Partei. Die AfD schaffe es laut Umfragen auf
12  Prozent  der  Stimmen.  Momentan  wird  die  rechte  Fraktion  im  EU-
Parlament  (ERK)  von  der  englischen  Conservative  Party(Tories)  und  der
polnischen PiS angeführt. Beide verfügen jeweils über ca. 40 Prozent der
Sitze in der Fraktion. Eine komplette Neuaufstellung der EKR als gesamte
Fraktion ist nach den Wahlen zu erwarten. Vor allem auch aufgrund der
ideologischen Nähe zu  anderen rechten  Fraktionen im Europaparlament,
insbesondere  der  ENF (Europa  der  Nationen  und Freiheit).  In  der  ENF
finden sich nämlich neben Marine Le Pens RN(Ressemblement National)auch
die italienische „Lega Nord“ und Österreichs rechte Regierungspartei FPÖ.
Insgesamt wird für die europäische Rechte(EKR) ein Wahlergebnis von ca.
12,5 % erwartet, die ENF klettert auf knapp 11 Prozent(Stand 07.04). Die
Stimmen  würden  für  eine  Koalition  aus  Liberalen,  Konservativen  und
Rechten  locker  reichen.

Gibt es denn keine Linken, die den Rechten
ein bisschen die Stirn bieten könnten?
Tatsächlich hat die Krise auch linken Bewegungen einen kleinen Aufschwung
gegebenen. Podemos erreichte bei  Parlamentswahlen in Spanien über 20
Prozent  der  Stimmen  und  auch  Melenchons  „La  France  Insoumnise“
erreichen  in  Wahlen  mindestens  18  Prozent.  Diese  linkspopulistischen
Bewegungen haben sich von der „Europäischen Linken“ abgespalten und
treten dieses Jahr erstmals unter dem Namen „Maintenant le Peuple“ zur
Europawahl an. Neben Forderungen nach höheren Löhnen und staatlichen
Investitionen  wollen  sie  den  Kampf  des  Volkes  gegen  die  bösen
„internationalen  Eliten“  führen  –  also  Volkspolitik  statt  Klassenpolitik
machen. Dass das ein großes Problem ist, sehen wir unter anderem daran,



wenn  Melenchon  im  EU-Parlament  erzählt  „Jedes  Mal,  wenn  ein
eingewanderter Arbeiter ankommt, stiehlt er das Brot der dort beheimateten
Lohnabhängigen“.  Statt  internationaler  Klassensolidarität  fördern  die
Linkspopulist_innen  ein  nationales  und  teilweise  sogar  rassistisches
Bewusstsein und passen sich damit an den Rechtsruck an. Doch auch die
„Europäische Linke“ hat beispielsweise mit der griechischen Partei „Syriza“,
die  an  der  Regierung  das  Streikrecht  eingeschränkt,  EU-Spardiktate
umgesetzt und die Renten gekürzt hat, so einige Leichen im Keller. Die dritte
linke Partei, die den zu den diesjährigen Europawahlen antritt, nennt sich
„DiEM25“  und  wird  vom  früheren  griechischen  Finanzminister  Gianis
Varoufakis  angeführt.  Sie  vertritt  ein  eher  linksliberales  Programm  und
fordert hier und da ein wenig mehr Demokratie auf EU-Ebene ohne jedoch
für tiefgreifende soziale Reformen einzutreten.
Alle 3 Parteien sind sich jedoch einig, dass man die Probleme der EU, der
Lohnabhängigen,  der  Schuldenkrise  und  der  Geflüchteten  mit  Reformen
lösen könne. Die einen sehen die EU als beste Plattform für diese Reformen,
die anderen den Nationalstaat. Auf die Idee, den Kapitalismus als Ursache all
dieser Probleme abzuschaffen, ist leider kein_e von ihnen gekommen.

Also lieber gar nicht wählen?
Das  Wahlrecht  is t  e ine  große  Errungenschaft ,  d ie  s ich  die
Arbeiter_innenbewegung blutig erkämpfen musste. Es ist ein Schritt in die
richtige  Richtung  und  selbst  wenn  unsere  Stimmen kaum etwas  ändern
werden,
wäre es Schwachsinn, diese Errungenschaft wegzuwerfen. Wir dürfen nur
nicht  beim  Kreuzchenmachen  stehen  bleiben!  Gewerkschaften,  linke
Parteien,  soziale  Organisationen  und  wir  Jugendlichen  aus  ganz  Europa
müssen uns zusammenschließen und den Angriffen kollektiv die Stirn bieten!
Gegen  den  europaweiten  Rechtsruck,  die  zunehmende  Konkurrenz,  den
Sozialabbau und die Abrieglung der Außengrenzen brauchen wir auch einen
europaweiten Abwehrkampf und kein Zurück zum Nationalstaat. Die EU als
Institution  bleibt  trotzdem  undemokratisch,  militaristisch,  rassistisch,
neoliberal und scheiße. Wir wollen deshalb keine kapitalistische EU und auch
keinen  kapitalistischen  Nationalstaaten  sondern  die  „Vereinigten
sozialistischen  Staaten  von  Europa“!  Da  dieses  Modell  gerade  nicht  zur
Debatte steht rufen wir euch auf, am 26.5. „die Linke“ zu wählen. Nicht weil
wir die toll finden, sondern weil sie von den fortschrittlichsten Teilen der



Arbeiter_innen-, Antira- und Ökologiebewegungen unterstützt wird und wir
sie  in  die  Verantwortung bringen wollen,  ihre  Forderungen auch in  der
Praxis umsetzen zu müssen.

Ihr  sprecht  von
Wirtschaftswunder-  Wir
sprechen von Wirtschaftskrise!
Eine der zentralen Fragen unseres Lebens, ist die der ökonomischen Zukunft. Dabei spreche

ich nicht etwa von der Zukunft der Wirtschaft, sondern von der eines Menschen, der sich auf

den  Arbeitsmarkt  vorbereitet.  Schauen  wir  uns  um  und  sehen  wir  die  gestiegen

Studierendenzahlen, die gestiegen Weiterbildungen und die Jugendarbeitslosigkeit in Europa,

dann stehen wir vor einem großen Fragezeichen: Wie lässt sich ein Leben in diesem System

noch gestalten?

 

Die  Wirtschaftskrise,  die  2007  ihren  Anfang  nahm  öffnete  noch  dem  Letzten  die  Augen:  Die

Versprechungen von Politik und Wirtschaft können innerhalb von Stunden zu Asche zerfallen. Was hat

sich seitdem getan? Betrachten wir kurz den Auslöser der Krise und behalten dabei die Aussage Simon

Johnson, Wirtschaftsprofessor des MIT in Boston, im Hinterkopf: „Mit Blick auf die nächsten fünf Jahre

müssen wir davon ausgehen, dass sich eine ähnliche Katastrophe, möglicherweise eine schlimmere

ereignen wird.“

 

Der Finanzmarkt funktioniert nicht mehr nach dem klassischen „Sparer leihen Geld an Banken gegen

Zinsen – Banken leihen Geld an Unternehmen gegen Zinsen“-Prinzip. Heute sind Banken lediglich die

Vermittler zwischen den Unternehmen und den sogenannten Schattenbanken. Diese Schattenbanken

sind keine Banken im eigentlichen Sinne,  da sie zwar ähnliche Geschäfte abwickeln,  jedoch keine

Banklizenz besitzen.
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Heute läuft der Finanzmarkt vermehrt nach dem Repo-Prinzip (Repurchase agreement): Sparer leihen

ihr Geld gegen Zinsen an Schattenbanken. Die Banken leihen dieses Geld und geben es weiter an die

sogenannte Realwirtschaft:  Fabriken,  Rohstoffabbau,  Transportunternehmen,  Energieproduktion etc.

Die Sparer erhalten Zinsen, die Schattenbanken erhalten Wertpapiere und die Banken erheben Zinsen

von den Unternehmen. Die Wertpapiere dienen als Sicherheit und sollen später Rückgekauft werden,

aus Sicherheitsgründen wurde diese Menge begrenzt. Die Banken gaben daraufhin die relativ stabilen

Hypotheken als weitere Sicherheit aus. Mit dem folgenden Geld wurden neue Hypotheken vergeben und

der Kreislauf war geschlossen.

Wirtschaft ohne Substanz

Bis zum Platzen der Immobilienblase 2007 stellte dieses System eine wahre Gelddruckmaschine dar –

Nur das es für die gehandelten Werte keinen realen Gegenwert mehr gab. Die Schattenbanken gerieten

ins  Straucheln  und  wollten  Geld  sehen,  die  Banken  verkauften  hastig  Wertpapiere,  Anleihen  und

Hypotheken: Die Preise fielen, das Kartenhaus brach zusammen und mit ihm das erste große Opfer, die

Investmentbank Lehman Brothers.

 

Die Politik verkündete daraufhin in heller Panik den Finanzmarkt radikal umgestalten zu wollen. Aus

heutiger Sicht betrachtet, eine offensichtliche Lüge. Zum damaligen Zeitpunkt bereits eine absehbare

Lüge. Auf dem G20-Gipfel in London 2009 wurde beschlossen, die internationale Finanzmarktaufsicht

umzustrukturieren,  mehr  Eigenkapitalrücklagen  der  Banken  zu  verlangen  und  den  Handel  mit

Hedgefonds  stärker  zu  überwachen.  Laut  einer  Studie  der  Hans-Böckler-Stiftung  wurden  diese

Veränderung zwar  weitgehend eingehalten,  der  versprochene Radikalumbau fand jedoch nie  statt,

Peanuts also.

 

Aus  kapitalistischer  Sicht  schaffte  man  keine  Aufhebung  des  wachsenden  Ungleichgewichts  der

Einkommensverteilung,  kein  Ausgleich  des  Ungleichgewichts  der  Volkswirtschaften  und  keine

Eindämmung  von  spekulativen  Geschäften.

Die Arbeitsgemeinschaft der amerikanischen Notenbänker löste sich 2012 auf, ohne Ergebnisse, nur mit

Empfehlungen.  Die  Abwicklung  des  Repo-Geschäfts  belief  sich  vor  der  Krise  auf  59%  aller
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Bankverbindlichkeiten, heute sind es 52%. Laut einer Rechnung der Bank für Zahlungsausgleich (BIZ) in

Basel, einer Notenbank für Notenbanken, sollen die Schattenbanken Ende 2012 über 71 Billionen Dollar

verfügt haben. Dazu kommt, der ganze Repo-Handel der Wallstreet läuft über zwei Banken, JPMorgan

Chase  und  die  Bank  of  New  York  Mellon.  Kann  eine  der  zahlreichen  beteiligten  Banken  die

Wertpapiereinlagen  nicht  abdecken,  haftet  automatische  eine  der  beiden  Abwicklungsbanken.  Ein

höchst fragiles Konstrukt also.

Tausende  demonstrieren  gegen  die  Sparpolitik  der  Regierungen  in
Spanien,  Italien,  Griechenland,  usw.

»Das Finanzsystem ist heute nicht sicherer als vor Lehman. Die Situation ist sogar schlimmer« Didier

Sornette, Risiko-Forscher der ETH Zürich.

 

In Europa sind 25 der 130 Banken durch den Stresstest gefallen, das heißt ihre Kapitaleinlagen sind

geringer  als  durch  den  G20-Gipfel  vorgeschrieben.  Dabei  sind  70%  der  Banken  „nicht  zu  einer

volkswirtschaftlich angemessenen Kreditvergabe in der Lage“ (Tagesschau). Die Geschäfte der Banken

boomen dennoch. Alleine Barclays schüttet 2014 fast 3 Milliarden an Bonis aus. Die Zahl der Millionäre

stieg nach der Krise um 17 %, somit schneller als das BIP. Die Armutsrate in Europa wuchs dabei auf 27

%, also fast jede vierte Person.

 

Dieser  Artikel  soll  nun nicht  den Glauben erwecken,  ein  besser  regulierter  Finanzmarkt  wäre die

Lösung. Nach wie vor ist  der Kapitalismus auf Ausbeutung und Entrechtung aufgebaut.  Er schafft

Überproduktionskrisen, transferiert Reichtum zur besitzenden Klasse und beutet ganze Kontinente aus.

Das Wesen des Kapitalismus ist die Bereicherung weniger auf Kosten aller. Diese Eigenschaft durch

Regeln abzuschaffen, würde heißen den Kapitalismus abzuschaffen.

 

 

Das Märchen vom großen Aufschwung
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Der IWF prognostiziert für Europa 2014 ein Wirtschaftswachstum von 0,8 %, für Frankreich lediglich

0,4 % und Italien gar eine negativ Entwicklung. Man warnt wieder ausdrücklich vor einer neuerlichen

Krise. Die Empfehlung lautet Geldausgeben. Zwar ist Deutschland noch auf Erfolgskurs, doch selbst die

Bundesregierung schraubt ihre BIP-Prognose auf 1,2 % herunter. Optimistisch, da deutsche Firmen

jüngst ihre Produktion so drastisch wie seit 2009 nicht mehr gedrosselt haben.

Zeltstadt vor Sacramento, vom Aufschwung keine Spur!

Rosig sieht die Zukunft bei weitem nichts aus. Direkte Nachwirkung der Wirtschaftskrise ist immenser

Verfall  der  Einkommenshöhe,  vor  allem  in  den  südeuropäischen  Ländern.  Sozialsystem  wurden

zerschlagen und Tarifrechte aufgebrochen, in den meisten der 28 EU-Länder verschlechterte sich der

Zugang zu Bildung und Gesundheit, teilweise massiv. Wir sind heute Teil eines Heeres von jungen

Menschen auf der Suche nach einer Zukunft.  Unsere AltersgenossInnen in Spanien sind mit einer

Jugendarbeitslosigkeit von 55,5 % konfrontiert, in Griechenland sind es um die 60 %.

 

Für die Wirtschaftsinteressen stellen wir lediglich Arbeitskräfte dar, welche in Konkurrenz zueinander

stehen und bestmöglich ausgebeutet werden sollen. Eine Studie der Unternehmensberatung McKinsey

sagt aus, Jugendliche seien selbst schuld an ihrer Arbeitslosigkeit. Sie besäßen nicht genug Fähigkeiten

um auf  dem Arbeitsmarkt  zu  bestehen.  Laut  McKinsey  sieht  jede  dritte  Firma,  vor  allem in  den

Krisenländern, das Problem in der Unfähigkeit der Jugendlichen. Man verlangt nach Strukturreformen,

einem Absenken der Arbeitskosten um die Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen, wirtschaftliche Dynamik

und offene Arbeitsmärkte. Die Wirtschaft verlangt nach willfährigen Arbeitskräften zu jeder Bedingung,

an jedem Ort.

 

Die wirtschaftliche Entwicklung die uns das Kapital aufzeigt, bedeutet für

uns Ausbeutung und Entrechtung. Während das Einkommen der herrschenden Klasse beständig wächst,

verarmt der allergrößte Teil der Menschen über die ganze Welt hinweg. Eine Zukunft in diesem System

für uns als Klasse ist ausgeschlossen. Je weiter wir von den führenden Wirtschaftsnationen weggehen,

desto dramatischer sind die Perspektiven.  Der Kapitalismus stellt  den verworrensten und größten,

jemals geschaffenen Ausbeutungsapparat der Welt dar. Unsere Zukunft kann nur in der Zerschlagung

der Macht des Kapitals und der Aushebelung der Politik, die diese Macht stützt, liegen.

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2014/11/Zeltstadt-vor-Sacramento.jpg


 

 

Warren E. Buffet stellte zutreffend fest: „Es herrscht Klassenkampf, richtig, aber es ist meine Klasse, die

Klasse der Reichen, die Krieg führt,  und wir gewinnen“. Wir brauchen deshalb eine internationale

organisierte,  klassenkämpferische Jugend,  um diesen Krieg für  uns zu gewinnen:  Wir  müssen nur

anfangen zurückzuschlagen!

What  goes  around  comes  around.  Jugendliche
Arbeiter*innen  widersetzen  sich  der  Polizei  in
Griechenland

Ein Artikel von Baltasar Luchs, REVOLUTION Karlsruhe

Die  EU:  undemokratisch,
militaristisch

Von der Demokratie zur Diktatur – Die EU

In den Schulen, Universitäten und Medien bekommen wir Tag für Tag zu
hören, dass die Europäische Union für ein geeinigtes, demokratisches Europa
steht  und  wir  dieser  Institution  das  Wegfallen  von  Grenzen  und  die
Vermeidung von Kriegen in Europa zu verdanken haben. Doch was ist an
diesem Märchen dran?

Vielen von uns  ist  bereits  bewusst,  wie  undemokratisch die  Troika  über
Länder wie Griechenland verfügt, oder wie brutal und menschenverachtend
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die EU Außengrenzen durch die Menschenjäger von FRONTEX „geschützt“
werden.  Allerdings  gibt  es  noch  viel  mehr  Dinge,  in  denen  sich  die
neoliberale, militaristische Haltung der EU zeigt.

Der EU-Reformvertrag

Das  wohl  wichtigste  Vertragswerk  Europas  ist  der  2007  in  Lissabon
beschlossene EU-Reformvertrag – auch bekannt als die EU-Verfassung. Den
meisten ist allerdings überhaupt nicht klar, was dieser für Inhalte hat.

Einer  dieser  Inhalte  ist  zB.  Die  Todesstrafe,  die  nun  im  Kriegsfall,  bei
Kriegsgefahr oder bei Aufständen wieder legal ist.

Die „Solidaritätsklausel“ verpflichtet die Mitgliedsstaaten bei innerer oder
äußerer Gefährdung dazu, sich gegenseitig (militärische) Hilfe zu leisten,
verstärkt wird die von diesem Artikel ausgehende Bedrohung für den Frieden
noch dadurch, dass alle EU-Staaten permanent zur militärischen Aufrüstung
verpflichtet sind.

Auch das Recht auf nationale Souveränität wird durch den Reformvertrag
ausgehebelt, denn gemäß EU-Richtlinien stehen Beschlüsse der Union über
denen der einzelnen Regierungen.

Euro-Gend-Force

Die  European  Gendamerie  Force  (Euro-Gend-Force)  ist  der  erste  Schritt
einer  paramilitärischen  Polizeitruppe  für  die  EU.  Ihr  Ziel  ist  die
Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  in  EU-Staaten  –  also
gegebenenfalls  die  Niederschlagung  von  Aufständen  und  Revolutionen.

Diese  kasernierte  Polizeieinheit  steht  über  nationalem Recht  (siehe  EU-
Reformvertrag) und jedes ihrer Mitglieder genießt im Dienst volle Immunität.
Derzeit  ist  die Europäische Gendarmerie aus italienischen,  französischen,
rumänischen,  spanischen,  portugiesischen  und  niederländischen  Truppen
zusammengesetzt  –  auch  die  Türkei  liebäugelt  mit  einem  Beitritt  ihres
JANDARMA  Korps.  Überall,  wo  Gendamerie  Einheiten  Polizeiaktionen
durchführen sind sie für ihre Brutalität berüchtigt, ein aktuelles Besipiel ist



das Massaker an schwimmenden Flüchtlingen an der EU-Außengrenze durch
die GUARDIA CIVIL (spanische Gendamerie).  Die Euro-Gend-Force wurde
bereits während der NATO-Kriege in Afghanistan und Bosnien eingesetzt,
doch  wo  mögen  in  Zukunft  ihre  Einsätze  stattfinden?  Bei  der
Niederschlagung von Blockupy und Anti-Troika Demos in Frankfurt, Athen,
Madrid oder Rom?

Das  Transatlantische  Freihandelsabkommen  –  Transatlantic  Trade
and Investment Partnership (TTIP)

Derzeit planen die EU und die USA ein Abkommen, zwecks Schaffung einer
„Transatlantischen  Freihandelszone“.  Ziel  dieses  Abkommens  ist  es,  das
Wirtschaftswachstum beider Vertragspartner zu stärken.

Aber mit welchen Mitteln soll dieses Ziel erreicht werden?

a) Aushebelung von Verbaucherschutz und Tierschutz

In den USA sind die Hürden des Verbraucher- und Tierschutzes wesentlich
niedriger  angelegt  als  zB.  in  Deutschland.  Damit  es  zu  keiner
„Wettbewerbsverzerrung“  kommt  müssen  US-Importe  nicht  mehr  den
geltenden  Regelungen  entsprechen.  Konkret  bedeutet  das,  dass
beispielsweise  Tierprodukte  aus  noch  exzessiverer  Massentierhaltung  als
hierzulande plötzlich auch in unseren Märkten stehen.

b) Fracking

Die für Mensch und Umwelt extrem gefährliche Methode, Gas mithilfe von
Chemikalien aus dem Boden zu befördern, ist in der EU noch nicht zum
Einsatz gekommen – in den USA schon. TTIP ermöglicht es, diese Praktik
einzusetzen, da Unternehmen nun jetzt auch offensteht, Staaten, von deren
Marktregulierungen sie behindert werden, zu verklagen

c) Angriffe auf Arbeiter*innenrechte

Tarifverhandlungen, Betriebsräte und Mindestlohn, all  das gibt es in den
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USA  nicht.  (Nicht  nur)  US-Unternehmen  fühlen  sich  von  diesen
Schutzmaßnahmen der  Arbeiterklasse  massiv  gestört.  Nach TTIP werden
diese Unternehmen die Möglichkeit haben, auch gegen solche Maßnahmen
zu klagen – und Staaten so zur Rücknahme des Schutzes führen.

In  der  medialen  Öffentlichkeit  Deutschlands  wird  kaum  etwas  über  die
Inhalte des Abkommens verbreitet. Vielmehr wird sich darauf konzentriert zu
betonen,  dass ein Freihandelsabkommen für Arbeitsplätze und Wachstum
sorgt. Dass dem nicht so ist beweist die Situation in Nordamerika, wo das
Nordamerikanische  Freihandelsabkommen  (NAFTA)  schon  Millionen  von
Arbeitsplätzen  vernichtet,  und  die  Armut  in  Mexico  vervielfacht  hat.

Auch die Tatsache, dass TTIP gar nicht von gewählten Vertreter*innnen der
Europäer*innen,  sondern  von  Lobbyisten  verhandelt  wird  zeigt,  wie
neoliberal  und  undemokratisch  die  dahinter  steckenden  Absichten  sind.

Wir von REVOLUTION fallen nicht auf den scheindemokratischen Schwindel
der Europäischen Union herein und treten ein für:

Revolution, Rätedemokratie und Arbeitermacht!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich

Jugend  im  Aufbruch  –
Generalstreik Europaweit

Jugendliche  Militante  in  Italien  in
der  ersten  Reihe  des  Widerstands
b e i  d e n  e u r o p a w e i t e n
Streikaktionen am 14.11. gegen die
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Spardiktate  der  Monit-Regierung
und  der  Auswi rkungen  der
kapitalistischen  Krise.

Jugend im Aufbruch? Für viele Jugendliche in Europa müsste es doch eher
heißen: „Jugend am Rand der Verzweiflung“. Denn die Jugendarbeitslosigkeit
in Ländern wie Spanien oder Griechenland liegt schon längst über 50%. Die
Krise des Kapitalismus trifft uns Jugendlichen am härtesten. Wir verlieren als
erste unseren Job,  wenn wir  einen finden,  ist  er  schlechter bezahlt.  Wir
haben weniger Rechte, ob in der Bildung oder am Arbeitsplatz und werden
permanent  von der  Hetze der  Medien für  den „Verfall  der  Gesellschaft“
verantwortlich gemacht. Dabei ist es der Kapitalismus und seine Krise, die
diesen Zerfall bewirken. Warum also Aufbruch?

Gesellschaftliche  Krisen  bergen  auch  einen  gewaltigen  Sprengstoff  für
Veränderungen in  sich.  Wir  Jugendlichen  sind  dieser  Sprengstoff.  Ob  in
Athen, Madrid, London oder Berlin – Wir sind die ersten, die sich über die
Ungerechtigkeit  dieses  Systems empören.  Wir  haben wenig zu verlieren,
aber alles zu gewinnen.

Auch die Illusion, dass dieses System „verbesserbar“ ist, haben viele von uns
nicht. Wir wissen, dass der Zerfall des Kapitalismus nicht aufzuhalten ist,
sondern dass er gestürzt und durch eine befreite Gesellschaft ersetzt werden
muss. Wir haben uns nicht wie die ältere Generation mit einigen „Privilegien“
abgefunden. Wie auch? Doch es fehlt uns an Organisation. Wir stehen zwar
immer in den ersten Reihen des Widerstandes, sind jedoch auch immer die
ersten, die von den reformistischen und sozialdemokratischen Führungen der
Proteste verraten und verleumdet werden.

Wir brauchen unsere eigene unabhängige Jugendorganisation! Doch diese
Organisation muss Hand in Hand mit der gesamten Bewegung gegen die
Angriffe der Kapitalist_innen stehen. Zwar lehnen wir die reformistischen
Führungen  der  jetzigen  Bewegungen  ab,  doch  wir  fühlen  uns  mit  den
Kämpfen der Arbeiter_innen verbunden.

Die Massenproteste der letzten Monate, der europäische Aktionstag am 14.



November sind ein erster Schritt,  diese Bewegung zu radikalisieren, den
Bruch  mit  der  Politik  der  faulen  Kompromisse  vorzubereiten  –  für  ein
revolutionäres  Programm.  Der  nächste  Schritt  muss  ein  europaweiter,
unbefristeter Generalstreik sein. Besonders wir Jugendlichen in Deutschland
haben  eine  große  Verantwortung,  Solidarität  und  Widerstand  mit  den
Jugendlichen  in  Südeuropa  zu  organisieren:  Denn  „unsere“  Regierung
Merkel ist die Triebkraft für die historischen Angriffe in Südeuropa und die
Beispiellose  Verarmungspolitik.  Nur  wenn  wir  uns  mit  den  kämpfenden
Jugendlichen in Südeuropa verbinden, kann Europa eine Zukunft haben:
Ein  Europa,  das  nicht  den  Kapitalist_innen  gehört,  sondern  uns.  Die
vereinigten  sozialistischen  Staaten  von  Europa!

Doch dafür brauchen wir eine Organisation, die uns gehört. Bau mit uns
REVOLUTION  auf,  organisiere  den  Widerstand,  werde  mit  uns  aktiv  in
Aktionskomitees gegen die Krise!

Keine  weiteren  Sparpakete,  Rücknahme  aller  Kürzungen  und
Entlassungen! Solidarität und Widerstand europaweit organisieren!
Reichtum  besteuern  –  Bildung  finanzieren,  Arbeits–  und
Ausbildungsplätze für alle, bei einem Mindestlohn von 12 Euro für
Jung und Alt! Nein zu unbezahlten Praktika, Leih- und Kurzarbeit!
Banken  enteignen  und  unter  Arbeiterkontrolle!  Wenn  die
kapitalistischen Regierungen die Krise auf uns abladen, müssen wir
sie stürzen!

Organisationsaufruf, REVOLUTION-Deutschland

In Stuttgart und Berlin organisieren wir zu diesen Themen Veranstaltungen.
Dort wollen wir die Streiks und Demonstrationen in den jeweiligen Städten,
sowie  europaweit  diskutieren.  Darüber  hinaus  wollen  wir  uns  der  Frage
widmen, was jetzt kommen muss, um die Angriffe der Kapitalist_innen und
ihrer Regierungen aufzuhalten – Wie wir Jugendlichen uns für eine befreite
Gesellschaft organisieren können.

19.11.|  18.00  Uhr|  Berlin|Florastraße  84  im  unabhängigen
Jugendzentrum  Pankow



21.11.|  18.00  Uhr|Stuttgart|Schwabstr./Bebelstraße  im  Jugendhaus
West

14.  November  –  Europaweit
Streiken!
Am  14.  November  wird  es  in  etlichen  Ländern  Südeuropas  einen
koordinierten Generalstreik gegen die Krise geben. Die ersten Zeichen
machen deutlich, dass die Krise auch nach Deutschland zurückkehrt. Daher
werden  in  mehreren  Großstädten  Solidaritätsdemonstrationen  am  14.
November von Solidaritäskomitees und Antikrisenbündnissen organisiert, an
denen sich auch REVOLUTION aktiv beteiligt. Wir veröffentlichen daher den
Bündnistext des Berliner Solidaritäskomitees für die Demonstration am 14.
November und rufen insbesondere alle Jugendlichen dazu auf, an diesem Tag
nicht nur solidarisch zu sein, sondern den Kampfgeist und die Militanz der
Südeuropäischen Jugend im Kampf gegen das Kapital nach Deutschland –
zurück ins Herzen der Bestie – zu tragen:

Auf  zum  Europäischen  Aktionstag!  Gemeinsam  gegen  die  Krise
kämpfen!

In  den  letzten  Monaten  hat  der  Druck  der  Troika  und  der  nationalen
Regierungen  auf  die  arbeitende  und  arbeitslose  Bevölkerung,  die
Rentner_innen und die Jugendlichen in den südeuropäischen Ländern nicht
nachgelassen. Im Gegenteil: In Portugal, Spanien, Griechenland und anderen
Ländern sollen noch weitere Sparpakete durchgedrückt werden.

Gleichzeitig gibt es in all diesen Ländern weiterhin Widerstand. So gibt
es in Portugal die größten Mobilisierungen seit dem Ende der Diktatur

1974, welche sogar eine Rücknahme von Teilen des Spardiktats erkämpfen
konnten. In Griechenland fanden kürzlich die dritten Massendemonstrationen
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seit dem Antritt der neuen Regierung im Juni statt, in Spanien reißen die
Mobilisierungen  ebenfalls  nicht  ab.  Und  sogar  in  Frankreich  und  in
Großbritannien gingen kürzlich zehntausende Menschen gegen Krise und
Fiskalpakt auf die Straße.

In dieser Situation wurde in Portugal und in Spanien für den 14. November
zu einem Generalstreik aufgerufen. Es folgte der Aufruf der griechischen
Gewerkschaften,  sowie  aus  Malta  und  Zypern.  Gleichzeitig  hat  der
Europäische  Gewerkschaftsbund  EGB  diesen  Tag  zum  europaweiten
Aktionstag erklärt. Auch in Italien und sogar in Großbritannien wird darüber
diskutiert,  sich  dem  Aufruf  zum  Aktionstag  des  Europäischen
Gewerkschaftsbundes  anzuschließen.

Es ist längst überfällig, auch in Deutschland gegen die Krise auf die Straße
zu  gehen!  Griechenland  und  Spanien  sind  die  Experimentierfelder  für
neoliberale Krisenlösungen, die früher oder später auch hier in Deutschland
eingeführt werden. Bereits jetzt leben 6 Mio. Menschen in Deutschland mit
einem  Existenzminimum  am  Rand  der  Gesellschaft.  Allein  die  jetzige
Solidarität  und  der  gemeinsame  Kampf  mit  unseren  Kolleginnen  und
Kollegen in Griechenland,  Spanien und europaweit  kann eine verschärfte
Attacke auf die sozialen Errungenschaften in Deutschland verhindern. Wir
brauchen  eine  starke  Protestbewegung,  mit  Demonstrationen  auf  den
Straßen und Streiks und Besetzungen in den Betrieben, die sich den Plänen
der  Banker_innen,  Konzernchef_innen  und  deren  Politiker_innen  zur
Abwälzung  der  Krisenkosten  auf  die  arbeitende  Bevölkerung  in  Europa
entgegenstellen.  Die  Wirtschaftskrise  ist  genauso  international  wie  der
brutale soziale Kahlschlag der herrschenden Konzerne und Banken und ihrer
Regierungen. Höchste Zeit,  dass wir,  die lohnabhängige Bevölkerung, die
Jugend, die Erwerbslosen und die Rentner_innen, uns international zur Wehr
setzen.

Solidarität mit den Generalstreiks in Südeuropa!



Rücknahme und Stopp aller Spardiktate!
Die Kapitalist_innen sollen ihre Krise selbst bezahlen!
Für einen Europaweiten Generalstreik!

Kundgebungen und Demonstrationen zum Europäischen Aktionstag
am 14.11.:

Berlin:

15.00 Uhr Kundgebung des DGB am Brandenburger Tor

16.30 Uhr Demonstration des Griechenland-Solidaritätskomitees, Startpunkt:
Pariser Platz/Brandenburger Tor, Endpunkt: Potsdamer Platz

Bremen:

Demonstration des DGB und des Anti-Krisenbündnisses

Auftakt: 17.30, Marktplatz; Abschluss: 19.00, DGB-Haus

Hamburg:

Solidaritätskundgebung DGB Hamburg: 17.00, Gänsemarkt

Kassel

Solidaritätskundgebung: 16.30 Uhr, Rathaus Kassel

München:

Solidaritätsaktion: 17.00 – 19.00, Wittelsbacher Platz

Stuttgart:

Kundgebung der IGM Stuttgart: 16.00 Uhr, Büchsenstraße/Kronprinzstraße

Kundgebung Anti-Krisenbündnis: 17.30 Uhr, Schlossplatz



Prekarisierung  und
Bildungsabbau  stoppen  –  „Mit
alten  Erfahrungen,  eine  neue
Bewegung aufbauen“
Wir veröffentlichen hier die Resolution „Prekarisierung und Bildungsabbau
stoppen – Mit alten Erfahrungen, eine neue Bewegung aufbauen“, die wir an
diesem  Wochenende  auf  der  bundesweiten  Bildungsstreikkonferenz  in
Hannover einbringen. Denn auch wenn die Bewegung so nicht mehr existiert,
sind  die  Probleme  geblieben  und  mit  ihnen  die  Notwendigkeit  einer
klassenkämpferischen  Jugendbewegung  in  Deutschland.

Was  auf  den  letzten  bundesweiten  Bildungsstreikkonferenzen  bereits
diskutiert  wurde,  hat  sich im vergangenen Jahr  bestätigt.  Die  ehemalige
„Bildungsstreikbewegung“ existiert so nicht mehr. Doch das veranlasst uns
nicht dazu anzunehmen, dass es keine weiteren Angriffe gibt, die Probleme
verschwunden  sind.  Es  gab  zwar  seit  mehr  als  2  Jahren  keine  starke
bundesweite Bewegung, doch fanden regionale Kämpfe statt. Es gibt nach
wie vor das Potential Jugendliche für ihre Interessen in Aktion zu bringen.
Die damalige Bewegung hat eine Schicht von Jugendlichen geschaffen, die
sich mit politischen Themen beschäftigt, sich dafür organisieren will und auf
gemachte Erfahrungen ab 2007 zurückgreifen kann.

Doch sind viele dieser Jugendlichen nicht mehr in den Schulen,  sondern
bereits in Ausbildung oder Betrieb. Auch hat sich eine neue Schicht von
Jugendlichen  entwickelt,  die  zunehmend  von  Prekarisierung,
Perspektivlosigkeit und steigender Konkurrenz – direkt in der Bildung oder
am Arbeitsmarkt – betroffen ist. Während im Rest Europas die Jugend von
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Sparmaßnahmen  betroffen  ist,  die  von  Berlin  aus  geplant  werden,  sind
Jugendliche in Deutschland vor allem durch antisoziale Gesetze bei Hartz IV,
durch Leiharbeit  oder  durch soziale  Selektion an den Schulen betroffen.
Deshalb  braucht  die  Jugend  in  Ländern  wie  Spanien  oder  Griechenland
unsere Solidarität, gleichzeitig ist ihr Kampf motivierend und ein Vorbild für
die deutsche Jugend.

Zusammen  kämpfen,  gemeinsam
streiken – in diesem Sinne müssen
die Initaitiven und Organsationen
der linken und Arbeiterjugend für
breite  Proteste  zusammengeführt
werden.

Eine neue Bewegung muss sich an diesen Umständen orientieren, um die
bereits  politisierten  Jugendlichen  erneut  zu  gewinnen  und  neuen
Generationen  eine  Perspektive  anzubieten.  Dafür  braucht  es  eine  breite
Aktionseinheit  der  linken  Organisationen,  Schüler,  Studierenden-  und
Auszubildendenvertretungen und ihrer Initiativen. Außerdem sollte sich eine
neue Bewegung von Anfang auf lokale, unabhängige Aktionskomitees und
Bündnisse  der  Aktivisten  stützen,  diese  aktiv  aufbauen  und  sie  auf
bundesweiter  Ebene  zusammenzubringen.  Denn  es  geht  nicht  nur  um
verständliche Slogans, die von einer breiten Masse getragen werden können.
Die  Bildungsproteste  in  Quebec  und  Großbritannien,  die  Generalstreiks
Spanien und Frankreich haben gezeigt, dass es eine starke Organisation aller
braucht: eine unbürokratische, aus der Bewegung gewachsene Schüler- und
Studentengewerkschaft.

Die stärker werdende Krise in Europa wird diese Tendenzen noch vertiefen.
Die  Notwendigkeit  einer  Jugendbewegung  in  Deutschland  wird  sich
zuspitzen. Die gesellschaftliche Diskussion zur kommenden Bundestagswahl
ist unsere Chance, die dringenden Fragen der Jugend nach Bildung, sicheren
Arbeitsplätzen  und  ihrer  Rolle  in  der  Gesellschaft  erneut  auf  die
Tagesordnung zu setzen. Wir dürfen die Antworten darauf nicht den jetzigen
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Regierenden überlassen, sondern sollten mit Protesten für unsere eigenen
Positionen und Forderungen mobilisieren.

Die  Bildungsstreikkonferenz  fordert  daher  ihre  Teilnehmer,
Jugendgewerkschaften,  linke  Organisationen  und  Parteien,  sowie  die
Initiativen  und  Vertretungen  der  Schüler,  Studierenden  und  arbeitenden
Jugendlichen auf:

Eine  breite  bundesweite  Aktionskonferenz  im  Frühling  für  die
Planung von Massenprotesten vor den Bundestagswahlen im Sommer
zu organisieren.
Aktionskomitees aufzubauen und mit existierenden Strukturen unter
den oben genannten Themen der Bewegung zusammenzuführen.
Gemeinsame Jugendblöcke und Aktionen im Rahmen existierender
Kampagnen  (z.B.Aktion  Übernahme,  Solidaritätsproteste  mit
Südeuropa, Kämpfe gegen Sozialabbau und Krise) zu organisieren,
um die Idee einer neuen Jugendbewegung aufleben zu lassen.

Resolution  für  die  Konferenz  der  Bildungsstreikakitivisten,
REVOLUTION-Deutschland


